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1 Der Titel – ich habe nachgeschaut – stammt von Matthias Claudius
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Lieber Andreas,

nach der Rückkehr aus Wales finde ich die von Dir als E-Mail-Anhang zugesandte aktuelle 

Mitgliederliste vor.  Du schreibst: „Anbei die aktuelle Mitgliederliste! Fehler, Ergänzungen 

etc. bitte mitteilen!“

Da ich nur noch Sympathisant der Grünen bin, mußt Du mich „umbuchen“. Ich erinnere an 

meine Texte 75.0 bis 5.3 „Mein Abschied von den GRÜNEN“ .

http://www.tristan-abromeit.de/pdf/75.0%20Abschied_von_den_GRUENEN.pdf

Es ist ja betrüblich, wenn ein Ortsverband mit wenigen Mitgliedern ein Mitglied verliert, be-

sonders wenn es sich um ein Gründungsmitglied der Grünen handelt – Friedel Hogrefe bleibt 

ja nur noch übrig als Verbindungsglied zu den Anfängen der Partei - , aber ein Mitglied, das 

nicht mehr richtig den Karren schieben oder ziehen kann oder will, kann auch Ballast werden. 

Und als Sympathisant kann ich Euch dort unterstützen, wo ich es für sinnvoll halte und ent-

spannt Dinge zur Kenntnis nehmen, die mir nicht gefallen.

Ich war ganz überrascht, als ich erfuhr, daß meine Tochter Frauke (als Nichtmitglied der SPD) 

auf der SPD-Liste für den Ortsrat in Mardorf kandidiert. Wilfried Müller – in der Nachbar-

schaft - hat sie geworben. Vorher wurde sie von der Wählergemeinschaft gefragt. Ich bin gar 

nicht auf die Idee gekommen, sie zu fragen, ob sie für die Grünen kandidieren will, weil sie 

auch ohne Mandat ein großes Päckchen an Arbeit zu bewältigen hat. 

Frauke ist aber auch ein guter Hinweis auf meinen langjährigen politischen Einsatz. 1968 hat 

sie in Bremerhaven als Säugling auf meinem Schoß gesessen, wenn ich meine Briefe und 

Texte für die von mir mitgegründete Liberal Soziale Partei geschrieben habe. Danach habe 

ich mich in und für die FDP krumm gemacht. (Ich scanne meinen Wahlzettel für die Wahl 

zum Stadt- und Ortsrat 1976 ein und hänge ihn an. Bei der Wahl zum Kreistag 1972 hatte man 

Jürgen Ralfs und mich auf dem Wahlzettel vergessen. Wir hätten die Wahl anfechten können, 

haben es aber unterlassen. Siehe Anhang.) Als FDP-Mitglied war ich schon in die Gründung 

der Grünen Liste Umweltschutz einbezogen. Zuletzt habe ich für die FDP Wahlplakate aufge-

hängt und die GLU gewählt. Die Verletzungen, die mir später die grüne Partei zugefügt hat, 

spüre ich noch heute. Aber ein alter Spruch von mir lautet: „Eine Partei ist ein Karriere-

Sprungbrett für wenige Mitglieder aber ansonsten eine Idealismusausbeutungsmaschine. Da-
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hinter vermute ich keine Böswilligkeit, sondern die generelle Untauglichkeit dieser Institution 

politische Probleme wirklich lösen zu können. Auch ist es kein Ausdruck von Charakter-

schwäche, wenn Mitglieder versuchen, ihre christliche, konservative, sozialistische oder liber-

täre Ansichten und Haltungen prägend in eine Partei einzubringen. Die charakterliche Schwä-

che offenbart sich in der Form wie das geschieht und wie sie sich in der grünen Partei gezeigt 

hat.

Die Grünen haben inzwischen einen wachsenden Zuspruch bei den Wählern. Dieser Zuspruch 

ist aber in der Hauptsache der Schwäche der anderen Parteien zu verdanken. Das zunehmende 

Vertrauen der Wähler haben die Grünen - sachlich gesehen - noch nicht verdient. Die Grünen 

müssen politisch auf einen durch die Sozialwissenschaften verursachten diffusen Erkenntnis-

stand über die sozialökonomischen Problemlagen operieren. Das gewollte und angestrebte 

Gute in der politischen Aktion kann so nur ein Zufallstreffer sein. Dabei habe ich keine Vor-

stellung davon, wie das geändert werden könnte. Die Ideenwelten in den Köpfen der Men-

schen unterliegen durchaus Entwicklungen, sie sind aber nach meiner Einsicht nicht lenkbar, 

auch wenn die jeweils Mächtigen versuchen, die Erkenntnisse der Humanwissenschaften zu 

diesem Zweck zu mißbrauchen.

Auf der Reise nach und in Wales hatte ich durch Dinge, die ich sah, und Texte, die ich las, viel 

Gelegenheit über den Staat und die Demokratie und über das Thema Krieg und Frieden nach-

zudenken. Das Ergebnis meiner Bemühungen, diese Gedanken in der Schriftsprache zu erfas-

sen, ist an anderer Stelle meiner „Erzählungen“ einzusehen.

Im Anhang befindet sich außer den komunalpolitischen Dokumenten aus der Vergangenheit 

auch noch meine Kommentierung der Pressemitteilung „Regionale Wirtschaftspolitik für 

Neustadt Bundestagsabgeordneter Kindler im Dialog mit Uwe Sternbeck“ von Steffen Schla-

kat. Ich habe sie zwischen die Absätze geschrieben. 

Es grüßt Dich / Euch

                                    Tristan

Nach der Rueckkehr 3 / - 3 - / TA / Text 93.6



Anhang zu: Nach der Rückkehr III / Brief an Bündnis 90 / DIE GRÜNEN / Text 93.6

Regionale Wirtschaftspolitik für Neustadt 

Bundestagsabgeordneter Kindler im Dialog mit Uwe Sternbeck 

Pressemitteilung des Ortsverbandes Neustadt a. Rbge. 2

von Bündnis 90 / DIE GRÜNEN vom 19. 5. 2011
formuliert von Steffen Schlakat 

Immer mehr Kommunen stecken in der Krise: Knappe Kassen lassen nur noch wenig 
Handlungs- und Gestaltungsfreiraum für Stadträte und Verwaltungen. Wie Neustadt 
sich dennoch weiterentwickeln kann und was auf Bundesebene getan werden muss, um 
den Kommunen wieder ein Stück Lebendigkeit zurückzugeben, erläuterte Sven-Christi-
an Kindler von Bündnis 90 / Die Grünen. Auf der Veranstaltung des Ortsverbandes for-
derten Kindler und Bürgermeisterkandidat Sternbeck, den Mittelstand zu stärken und 
in diesem Zug mit gezielter Entbürokratisierung kleinere Unternehmen zu fördern. Um 
diese Entwicklung abzusichern, sollte ein Mindestlohn deutschlandweit eingeführt wer-
den, so sind sich Kindler und Sternbeck einig. 

Das sind gute Ansätze, aber … 
Ich bekomme regelmäßig das > P.T.Magazin für Wirtschaft und Gesellschaft / Offizielles 

Magazin des Wettbewerbs „Großer Preis des Mittelstandes“ < zugeschickt. Dieses 
Magazin versteht sich als Sprachrohr des Mittelstandes und betont, daß hier die Arbeits- 

und Ausbildungsplätze bereit gestellt werden.

Dr. Helfried Schmidt, verantwortlicher Redakteur vom P.T. Magazin sagt in der 
Ausgabe 3 / 2011:

„GoogleNews listete deutschlandweit
von Januar bis Mitte April 108 000
Nachrichten zu den Suchbegriffen

„Konzern“ oder „Dax“ auf. Es geht um
nur 0,3% aller Betriebe. Die übrigen
99,7% aller Betriebe, der Mittelstand,

kommt kaum vor: In gerade mal
10 600 Nachrichten findet sich der

Begriff „Mittelstand“. Deshalb gibt es
das P.T. Magazin. „Es ist UNSER Maga-

zin, weil es für uns, den Mittelstand
steht", schrieb uns Bernhard Helbing,
Unternehmer und Verbandspräsident.“

Wenn eine Bewertung nach den Umsätzen und der Anzahl der Arbeitsplätze geht, sieht 
die Prozentzahl anders aus. Das bedeutet aber nicht, daß die mittelständischen Betriebe 

2 Einfügungen und Kommentierungen in der Schrift Franklin Gothik Book – zentriert - wurden von mir, TA, 
vorgenommen.
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in der Politik und im  Bewußtsein der Bürger nicht ständig unterbewertet werden.

Die Schwierigkeiten beginnen schon mit der Definition von „Mittelstand“. Auch wenn man 
nur den selbständigen Mittelstand nimmt, erfaßt der Begriff "Selbständige" vom Würst-
chenbudenbetreiber über den Frisiersalon, der Arztpraxis bis hin zu Fertigungsbetrieben 
mit hunderten von Mitarbeitern. Diese Aussage beschreibt aber nicht die eigentlichen 

Schwierigkeiten.

Die eigentlichen Schwierigkeiten finden Ihren Ausdruck u. a. darin, daß sogar viele 
Bürger, die den Meistertitel erworben haben, sich scheuen, sich selbständig zu machen. 

Die Gründe liegen u. a. darin: 
- daß jahrzehntelang die Unternehmer als die kapitalistischen Ausbeuter hingestellt 

 wurden;
- das Haftungs- und Steuerrecht so kompliziert geworden ist, daß ein Jungunternehmer

   (immer in weiblicher und männlicher Form gedacht) schon beim Start nicht ohne  
   eine kostenaufwendige Fremdhilfe auskommt;3

- daß es  - so wie zwischen dem unverschuldeten Eigentümerlandwirt und dem Pächter  
   keinen chancengleichen Wettbewerb gibt - keine Chancengleichheit zwischen Unterneh-

   men mit  hoher Eigenkapitalquote und solchen mit einer hohen Fremdfinanzierung 
   gibt;

- in der Angst durch einen Konkurs das zu verlieren, was man schon oder noch hat und 
zusätzlich in einer langjährigen Schuldknechtschaft zu landen;

Die Hauptschwierigkeit liegt aber seit Jahrzehnten in der konjunkturellen Situation, die 
die Märkte verunsichert. Diese konjunkturelle Unsicherheit ist aber von den Bundesregie-
rungen und Bundestagen in Folge zu verantworten. Die Unsicherheiten sind nicht natur-
gesetzlich begründet, sondern in der falschen Programmierung der Marktwirtschaft.  In-
formationen über die Ursachen und Auflösungsansätze dieser Unsicherheiten in die Poli-

tik einzuspeisen, war über die Jahrzehnte bis heute trotz des großen Umfanges nicht 
möglich. 

Einen Mindestlohn in der jetzigen Situation zu fordern ist durchaus sinnvoll. Ein Lohn der 
die Frau, den Mann nicht nährt, muß ja durch öffentliche Zuschüsse ergänzt werden. Und 
diese Ergänzungen müssen sowohl auch jene Unternehmen mitfinanzieren, die mit jenen 
Unternehmen in einem Konkurrenzverhältnis stehen, die Arbeitnehmer mit unterwertigen 
Löhnen beschäftigen, wie auch jene Arbeitnehmer, die zwar einen ernährenden Lohn er-

halten, aber schon genug mit öffentlichen Abgaben belastet sind. 

"Es ist marktwirtschaftlich durchaus unproblematisch, als sogenannte Ordnungstaxe eine 
staatliche Mindestlohnhöhe zu normieren, die sich im wesentlichen in der Höhe des 

Gleichgewichtslohnes hält, um willkürliche Einzellohnsenkungen zu vermeiden." 
So Alfred Müller-Armack, einer der Väter der ursprünglich gedachten Sozialen Marktwirt-

schaft, in seinem Buch "Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft", 1990, S. 119.

3 Wie das Haftungsdenken unser Handel einschränkt macht Folgendes deutlich. Gestern, am 19. 5. 11, fand mit 
dem Bürgermeister Uwe Sternbeck (Grüne) und der Ortsbürgermeisterin und Bürgermeisterkandidatin 
Cornelia Schulze (CDU) hier in Mardorf eine Ortsbegehung statt. Am Schützenplatz, der zum Eigentum der 
Realgemeinde gehört, erläuterte ein Vorstandsmitglied der Realgemeinde die ergänzende Neubepflanzung 
des alten und schönen Baumbestandes. Da hier früher auch ein Karussell zum Anschieben für Kinder stand,

      daß für mich mit meinen Kindern - als sie noch klein waren - ein interessanter Anlaufpunkt war, habe ich 
gefragt, wann denn wieder ein neues Karussell "gepflanzt" würde. Darüber müßte der Vorstand beraten 
bekam ich zur Antwort. Ein Mitglied der CDU riet aber wegen der Haftungsfrage von einem solchem 
Vorhaben ab. 
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Siehe zum Mindestlohn auch: http://de.wikipedia.org/wiki/Mindestlohn

Das Hauptaugenmerk sollte aber darauf liegen, so Kindler, den Unternehmen Planungs-
sicherheit und Kontinuität, gerade im Bereich der erneuerbaren Energien und der Ener-
gieeffizienz, zu gewährleisten. 

Die Planungssicherheit wird es so lange nicht geben, solange die Politik von Tages-
einfällen und Abgrenzungsbemühungen gegenüber politischen Konkurrenten be-

stimmt wird. 
Ich verweise an dieser Stelle auf einen Buchtitel, der auch in meinem Reisegepäck 

war: "Ökosozial oder katastrophal / Die Politik hat die Wahl" von 
Walter Meier-Solfrian, 2011, Verlag für Sozialökonomie.

Arbeitgeber vor Ort würden eine Stadt attraktiv machen – besonders für junge Schulab-
gänger. Besonders kleine und mittlere Unternehmen bieten die meisten Ausbildungsplät-
ze in Deutschland an. Auch indem die Stadt in Kita- und Krippenplätze investiert, wür-
de sie sich für Fachkräfte, die sich ansiedeln möchten, attraktiv machen. Dies ist eben-
falls eine Möglichkeit, sich im Wettbewerb um Fachkräfte gegen andere Städte durchzu-
setzen, eine positive Ansiedlungsquote und eine beständige regionale Wirtschaft zu 
schaffen. Auch Weiterbildungsangebote spielen eine immer wichtigere Rolle. 

Das ist alles richtig, besonders dann, wenn Neustadt nicht nur eine Schlafstadt werden 
will. Aber alle Parteien - einschließlich der grünen - sind in Bezug auf Kinderbetreuung, 

Schulen und Berufsausbildung im zentralverwaltungswirtschaftlichen ( umgangssprach-
lich im Kommunismus ) gefangen. Zu einer Gesellschaft der Freien gehört ein freies Bil-
dungswesen. Und dieses ist nur dadurch zu erreichen, daß Kindergärten, Schulen und 
Aus- und Fortbildungsstätten öffentliche Kulturunternehmen in privatrechtlicher Träger-
schaft werden. Die Finanzierung ist über ein individuelles Bildungsguthaben ohne Mehr-

aufwand möglich. (Selbstverständlich kann ein Bürgermeisterkandidat ohne Verankerung 
dieses Gedankens in der Bevölkerung so nicht reden.)

Um in Kita, Kindergärten und Ähnliches zu investieren seien Einnahmen, wie zum 
Beispiel durch die Gewerbesteuer aber unabdingbar. Insgesamt müsse den Städten 
wieder mehr Handlungsspielraum ermöglicht werden und dies gelinge nur, so betont 
Sternbeck, durch höhere Einnahmen. 

Es ist naheliegend von der Gewerbesteuer zu sprechen. Unter Wikipedia ist zu lesen: "Die 
Gewerbesteuer trägt maßgeblich zur Finanzierung der Gemeinden bei und ist ihre wich-

tigste originäre Einnahmequelle. Sie ist – aus unterschiedlichen Gründen – eine deutsche 
Ausnahmeerscheinung und im Ausland in vergleichbarer Form nicht anzutreffen."

Daß die Gemeinden ausreichend finanziert werden müssen, ist selbstverständlich, selbst-
verständlich ist heute nicht mehr, in welcher Weise, in welcher Höhe und mit welcher Wir-

kung für die selbständigen und unselbständigen Bürger die Staatshaushalte finanziert 
werden sollten. Im Steuerrecht liegt doch eine der Ursachen der Verkomplizierung des ge-

sellschaftlichen Lebens und der schwächelnden Wirtschaft. 

Die Bürgermeister der Städte und Gemeinden müssen über die Städte- und Gemeindeta-
ge Druck auf die Länder und den Bund ausüben, so wie die Ortsverbände der Parteien in 

dieser Angelegenheit Druck auf ihre Landes- und Bundesverbände ausüben müssen.
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Auch im Steuerbereich liegen wichtige Arbeiten ungenutzt in den Regalen der Bibliothe-
ken.

Ich nenne hier nur das Stichwort: Ressourcensteuer statt der Besteuerung der Arbeit. 

Von der Idee, Geld durch Privatisierung der Daseinsfürsorge zu sparen, hält Sternbeck 
nichts. „Es ist doch schon lange bekannt, dass privatwirtschaftliche Unternehmen nur 
dort investieren, wo sie auch Geld verdienen können. Auf Dauer würde dieses 
Handlungsprinzip zu schweren Missständen bei der Infrastruktur führen.“ 

Eine Privatisierung muß ordnungspolitischen Kriterien standhalten und darf nicht als 
Renditemöglichkeit für Anlagesuchendes Kapital gedacht und durchgeführt werden.  Es 
besteht ein grundsätzlicher Unterschied zwischen einer ordnungspolitischen-marktwirt-

schaftlichen Privatisierung und einer dem Kapitalismus dienlichen Privatisierung. Aber in 
einem Land wie dem unseren, wo die Begriffe Marktwirtschaft und Kapitalismus aus Ge-

dankenlosigkeit oder böswilliger Täuschung als Synonyme verwendet werden, ist eine Auf-
klärung darüber schwer zu vermitteln. 

Aber auch in einer Marktwirtschaft gibt es Grenzen der Privatisierung. Ein Rathaus zu ver-
kaufen und es dann hinterher wieder anzumieten oder gar eine Kanalisation zu verhö-

kern, halte ich für idiotisch. Aber der Begriff "Daseinsfürsorge" ist ja ziemlich umfassend. 
Und hier kommen wir in den Bereich des Wohlfahrtsstaates. Der Wohlfahrtsstaat kann 

aber systembedingt die kapitalistische Ausbeutung nicht aufheben und drängt die demo-
kratischen Regierungen und Parlamente in die Rolle des großzügigen Monarchen. Er för-
dert den Kampf um die Besetzung des Staates, um jene besser in die Tasche greifen zu 

können, die nicht zum eigenen Klientel gehören. Auch gibt es einen Widerspruch zwi-
schen dem Rechtsstaat und dem Wohlfahrtsstaat, das räumt auch die Verteidigerin des 
Staates, Petra Dobner, Professorin für Politikwissenschaft in ihrem Buch "Bald Phoenix - 

bald Asche / Ambivalenzen des Staates", 2009, ein. Das genaue Zitat werde ich in einem 
anderen Zusammenhang bringen. Auch dieses Buch gehörte zu meinem Reisegepäck. 

Tristan Abromeit 

 >>>>>>>>>>>>>>>>>> zwei weitere Anhänge >>>>>>>>>>>>>>>>
a) Bericht über Formfehler auf Stimmzettel, 1972

b) Wahlwerbe-Zettel von TA für die FDP, 1976
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